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TOP 2                     Digitalisierung von Verwaltungsleistungen 

Beschluss 2018 / 22 

1. Der IT-Planungsrat beschließt, dass der anliegende Onlinezugangsgesetz (OZG)-

Umsetzungskatalog einschließlich der dort vorgesehenen Priorisierung und die Ergebnisse 

der Erhebung von bestehenden Online-Verwaltungsdienstleistungen in Kommunen, in den 

Ländern und beim Bund eine gemeinsame Grundlage für die Umsetzung des OZG bilden 

sollen. Er bittet das Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat (BMI), den Umset-

zungskatalog in Abstimmung mit den Ländern kontinuierlich fortzuentwickeln und zur ge-

meinsamen Nutzung zur Verfügung zu stellen. 

2. Der IT-Planungsrat ist davon überzeugt, dass die Umsetzung nur arbeitsteilig erfolgen 

kann. Als Ausgangspunkt werden die beigefügten Eckpunkte  zu den erwartenden Ergeb-

nissen der Konzeptphase sowie zu den Prinzipien der Nachnutzung beschlossen. Die 

Eckpunkte dienen als Arbeitsgrundlage für die übernommenen Themenfelder. 

3. Der IT-Planungsrat begrüßt, dass die folgenden Länder Themenfelder und Lebens-

/Geschäftslagen in diesem Sinne bearbeiten bzw. Interesse zur Bearbeitung bekunden: 

a. Themenfelder: 

i. Unternehmensführung und -entwicklung 

1. Hamburg (Federführung) 

2. Bremen (Mitarbeit) 

3. Nordrhein-Westfalen (Interesse) 

4. Hessen (Interesse für die Geschäftslagen Arbeitsschutz und 

Statistik & Berichtspflichten) 

ii. Steuern & Zoll 

1. Thüringen (Federführung für Lebenslage Steuern) 

2. Hamburg (Interesse für Geschäftslage Auslandsgeschäft) 

iii. Umwelt 

1. Schleswig-Holstein (Federführung) 

2. Rheinland-Pfalz (Co-Federführung) 

3. Hessen (Interesse an Geschäftslage Anlagen und Stoffe) 

iv. Forschung und Förderung 

1. Rheinland-Pfalz (Interesse) 

2. Bayern (Interesse) 

 



26. Sitzung am 28. Juni 2018 

Az.: ITIGS IT-PLR-22001/1#21 
  

 

  Seite 3 von 11 

v. Bildung 

1. Sachsen-Anhalt (Federführung) 

vi. Arbeit und Ruhestand 

1. Hessen (Interesse für Lebenslage Arbeitsplatzverlust) 

vii. Mobilität und Reisen 

1. N.N. 

viii. Bauen und Wohnen 

1. Mecklenburg-Vorpommern (Federführung)  

2. Bayern (Interesse) 

3. Baden-Württemberg (Interesse) 

ix. Engagement und Hobbies 

1. N.N. 

x. Recht und Ordnung 

1. Sachsen (Federführung) 

xi. Ein- und Auswanderung 

1. Brandenburg (Federführung) 

xii. Gesundheit 

1. Niedersachsen (Federführung für die Lebenslagen Gesund-

heitsvorsorge und Krankheit) 

xiii. Familie und Kind 

1. Bremen (Federführung) 

2. Saarland (Mitarbeit) 

xiv. Querschnitt 

1. Berlin (Federführung) 

2. Brandenburg (Mitarbeit) 

3. Hamburg (Mitarbeit) 

4. Thüringen (Interesse) 

Die kommunalen Spitzenverbände bekunden Interesse, jeweils eine Leistung zu über-

nehmen und werden diese nachmelden. Die endgültige Aufgabenteilung soll durch ein 

Rahmenkonzept im Herbst festgelegt werden. 

Für die einzelnen Themenfelder werden Digitalisierungslabore angeboten und die An-

sprechpartner der jeweiligen Bundesressorts benannt. 

 

4. Der IT-Planungsrat stimmt darin überein, dass die Digitalisierung von Verwaltungsleistun-

gen nutzerorientiert erfolgen muss. Der Erfolg der OZG-Umsetzung misst sich vorrangig 
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an einer deutlich gesteigerten Nutzung digitaler Angebote. 

5. Der Aufbaustab FITKO wird mit der Federführung für die Prozesse im Anhang 2 der VO-

Single Digital Gateway (SDG) - soweit diese nicht schon federführend von Bund und Län-

dern übernommen wurden - beauftragt. Damit soll gleichzeitig die Föderale Informations-

management (FIM)-Methodik erprobt und weiterentwickelt werden. 

6. Um die erforderliche Transparenz über alle föderalen Ebenen bei der Umsetzung des 

OZG sicherzustellen, wird der Aufbaustab FITKO mit der übergeordneten Koordinierung 

des OZG-Katalogs beauftragt. 

7. FITKO und der Bund stimmen sich zeitnah ab, wer welchen Part der Koordinierung über-

nimmt. Das Ergebnis wird per Umlaufbeschluss abgestimmt. 

 

TOP 06 
Föderales Informationsmanagement (FIM) 

- Verbindlichkeit der FIM-Methodik -  

                   Beschluss 2018 / 23 

 

1. Der IT-Planungsrat nimmt den Bericht zur Kenntnis. 

 

2. Der IT-Planungsrat strebt die Nutzung der FIM-Methodik durch Bund, Länder und Kom-

munen bei der Digitalisierung von Verwaltungsleistungen nach dem Onlinezugangsge-

setz (OZG) an. 

 

3. Der IT-Planungsrat bittet den Aufbaustab Föderale IT-Kooperation (FITKO) unter Beteili-

gung  der Bundesredaktion und der Geschäfts- und Koordinierungsstelle FIM einen Pool 

von FIM-Methodenexperten für die Digitalisierungsvorhaben aufzubauen und ein Konzept 

für den Einsatz vorzulegen. 

 

4. Der IT-Planungsrat bittet Bund und Länder zur schnellen und kontinuierlichen Befüllung 

der Bausteine „Leistungen“, „Datenfelder“ und „Prozesse“ beizutragen und dafür geeig-

nete Strukturen zu etablieren. 

 

5. Der IT-Planungsrat bittet die Koordinierungsstelle für IT-Standards (KoSIT), zur Unter-

stützung einer effizienten OZG-Umsetzung in Abstimmung mit der Geschäfts- und Koor-

dinierungsstelle FIM die bei der Anwendung der FIM-Methodik entstehenden Anforde-
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rungen an das XÖV-Standardwerk zeitnah umzusetzen. Er bittet den Aufbaustab FITKO  

in Abstimmung mit der Geschäfts- und Koordinierungsstelle FIM sowie der KoSIT Maß-

nahmen zur Optimierung der Interoperabilität mit dem XÖV Rahmenwerk zu ergreifen. 

 

6. Der IT-Planungsrat bittet seinen Vorsitzenden, die Vorsitzenden der Fachministerkon-

ferenzen über diesen Beschluss in Kenntnis zu setzen und dafür zu werben, die FIM-

Methodik zukünftig bei der Umsetzung des OZG zu den in ihrem Vollzug stehenden Ver-

waltungsleistungen zu verwenden. 

 

 

TOP 06 
Föderales Informationsmanagement (FIM) 

- XÖV-Standards für FIM - 

                  Beschluss 2018 / 24 

 
 

1. Der IT-Planungsrat nimmt den Bericht zur Kenntnis. 

 

2. Der IT-Planungsrat beschließt gemäß § 3 des IT-Staatsvertrages die verbindliche An-

wendung des Interoperabilitätsstandards XZuFi im Kontext des Onlinezugangsgesetz 

(OZG) für den Transfer  von Daten und Informationen zu Leistungen der öffentlichen 

Verwaltung sowie der für deren Vollzug zuständigen Stellen zwischen den am Prozess 

der Daten- und Informationsbereitstellung beteiligten Strukturen und Anwendern, soweit 

andere gesetzliche Regelungen dem nicht entgegenstehen. 

 

3. Der Standard XZuFi wird im Auftrag des IT-Planungsrats von der Geschäfts- und Ko-

ordinierungsstelle Föderales Informationsmanagement herausgegeben und gepflegt. 

 

4. Der Standard XZuFi ist beim Bundesarchiv, Potsdamer Straße 1, 56075 Koblenz, für 

jedermann zugänglich und archivmäßig gesichert niedergelegt. Der Standard sowie Än-

derungen des Standards werden vom IT-Planungsrat im Bundesanzeiger mit Her-

ausgabedatum und Datum des Inkrafttretens verkündet. 

 

5. Der IT-Planungsrat bittet die Geschäfts- und Koordinierungsstelle Föderales Informa-

tionsmanagement, die Entwicklung der XÖV-Standards XProzess und XDatenfelder in 

Abstimmung mit der Koordinierungsstelle für IT-Standards (KoSIT) und deren Beirat zeit-
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nah abzuschließen und dem IT-Planungsrat zum Beschluss über die verbindliche An-

wendung der Standards vorzulegen. 

 

TOP 07                     Erneuerung des IT-Grundschutzes 

     Beschluss 2018 / 25 

 

1. Der IT-Planungsrat nimmt zur Kenntnis, dass die von ihm geforderte frühzeitige Beteili-

gung an den vom Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik (BSI) veröffentlich-

ten modernisierten BSI-Standards und den IT-Grundschutzbausteinen zufriedenstellend 

erfolgt ist. Er dankt den Mitgliedern der Arbeitsgruppe Informationssicherheit für die ge-

leistete Arbeit und bittet diese um Fortführung der Kommentierung bei künftigen Fort-

schreibungen. Der Bund wird gebeten, auch weiterhin eine frühzeitige Beteiligung der 

Arbeitsgruppe Informationssicherheit sicherzustellen. 

 

2. Der IT-Planungsrat bittet seine Mitglieder, weiterhin die für die Kommentierung  

erforderlichen Ressourcen bereitzustellen. 

 

 

TOP 08 
Akzeptanz des verbindlichen Meldeverfahrens zum  

Informationsaustausch über Cyberangriffe 

Beschluss 2018 / 26 

 
Der IT-Planungsrat nimmt den Bericht zur Stärkung der besonderen Vertrauensstellung im 

Verwaltungs-CERT-Verbund (VCV) zustimmend zur Kenntnis und bittet seine Mitglieder 

zukünftig auf die Einhaltung der Meldeverpflichtung hinzuwirken. 
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TOP 09 
Melde- und Informationspflichten über Cyberangriffe /  

automatisierte Informationsgewinnung 

Beschluss 2018 / 27 

 

1. Der IT-Planungsrat nimmt den Bericht der Arbeitsgruppe Informationssicherheit zum 

Sachstand bzgl. der Prüfung von bestehenden Systemen bei Bund und Ländern, mit Hilfe 

derer Erkenntnisse über die Sicherheitslage automatisiert gewonnen werden können zur 

Kenntnis. 

 

2. Die Arbeitsgruppe Informationssicherheit wird gebeten, dem IT-Planungsrat erneut zum 

Sachstand zu berichten, sobald entsprechende Fortschritte bei der Schaffung der erfor-

derlichen Rechtsgrundlagen sowie beim Aufbau und bei der gemeinsamen Nutzung von 

geeigneten Systemen erzielt werden konnten. 

 

 

TOP 10    Umsetzungsstand der Anschlussbedingungen Verbindungsnetz 

Beschluss 2018 / 28 

 

1. Der Bund wird gebeten, in Abstimmung mit dem Arbeitsgremium Verbindungsnetz und 

der Arbeitsgruppe Informationssicherheit des IT-Planungsrats eine Empfehlung zu erstel-

len, welche Konsequenzen aus den Umfrageergebnissen zur Umsetzung der Anschluss-

bedingungen gezogen werden sollten. 

 

2. Das Arbeitsgremium Verbindungsnetz und der Bund werden um Vorlage des Berichtes 

zur Herbstsitzung des IT-Planungsrats im Jahr 2018 gebeten. 
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TOP 11                        Standard-Datenschutzmodell 

Beschluss 2018 / 29 

 

1. Der IT-Planungsrat nimmt die Version 1.1 (Erprobungsfassung) des Standard-

Datenschutzmodells (SDM) zur Kenntnis. 

 

2. Er bittet seine Mitglieder, bei der Planung und beim Betrieb von informationstechnischen 

Verfahren und Applikationen zur automatisierten Verarbeitung personenbezogener Daten 

die in der Erprobungsfassung beschriebene Vorgehensweise auf Kompatibilität mit be-

stehenden Datenschutz- und IT-Anweisungen zu prüfen und Umsetzungsbedarf festzu-

stellen. 

 

3. Die Mitglieder des IT-Planungsrats werden gebeten, ihre Erfahrungen bei der Erprobung 

des SDM den Datenschutzbehörden des Bundes und der Länder mitzuteilen, und somit 

zur Weiterentwicklung der Methode beizutragen. 
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TOP 12 
Standardisierungsbedarf „Metadatenstruktur für  

offene Verwaltungsdaten“ 

               Beschluss 2018 / 30 

 
1. Der IT-Planungsrat beschließt für den Bedarf „Metadatenstruktur für offene Verwal-

tungsdaten“ der Standardisierungsagenda die verbindliche Nutzung des Interoperabili-

tätsstandards „DCAT-AP in der Ausprägung DCAT-AP.de“ wie in der Spezifikation des 

Standards beschrieben. 

 

2. Der IT-Planungsrat beauftragt die Geschäfts- und Koordinierungsstelle GovData mit dem 

Betrieb des Standards DCAT-AP. Für den Betrieb werden jährliche Kosten von bis zu 

70.000 Euro erwartet, die in der Haushaltsplanung des IT-Planungsrats für 2019 und 

Folgejahre einzuplanen sind.  

 

3. Der Standard DCAT-AP.de ist beim Bundesarchiv, Potsdamer Straße 1, 56075 Koblenz, 

für jedermann zugänglich und archivmäßig gesichert niedergelegt. Der Standard sowie 

Änderungen des Standards werden vom IT-Planungsrat im Bundesanzeiger mit Heraus-

gabedatum und Datum des Inkrafttretens verkündet.  

 

4. Die Frist zur Umsetzung dieses Beschlusses gemäß § 3 Abs. 2 Satz 2 des IT-

Staatsvertrags wird für alle dem GovData-Portal zuliefernden Datenbereitsteller auf den 

31. Dezember 2018 festgesetzt, für alle weiteren IT-Systeme mit dem Zeitpunkt der Än-

derung des jeweiligen Datenmodells des Metadatenkatalogs.  
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TOP 13 
XRechnung 

Zwischenbericht, Betriebskonzept und Kostenkalkulation 

               Beschluss 2018 / 31 

 
1. Der IT-Planungsrat nimmt den Zwischenbericht des Steuerungsprojekts eRechnung zur 

Kenntnis und dankt den Federführern und den beteiligten Ländern für die Übernahme 

der Fortschreibung des nationalen Standards XRechnung bis zum 31. Dezember 2018.  

 

2. Der IT-Planungsrat beschließt das vorgelegte Betriebskonzept XRechnung inklusive der 

Kostenkalkulation der Betreiberin.  

 

3. Er bittet die Betreiberin, über die Verwendung der Mittel im Rahmen des Mittelverwen-

dungsberichts des IT-Planungsrats jährlich, erstmalig über das Jahr 2019, zu berichten. 

 

4. Er bittet die Federführer des Steuerungsprojekts, die Besetzung der im Betriebskonzept 

genannten Gremien zum 1. Januar  2019 schnellstmöglich zu initiieren. Er bittet Bund 

und Länder, die Besetzung der Gremien zu unterstützen. 

 
 

 
 

TOP 15                              Unterschrift unterwegs 

Beschluss 2018 / 32 

 

Der IT-Planungsrat nimmt den Bericht des Landes Rheinland-Pfalz zur Kenntnis, dankt den 

Beteiligten für die geleistete Arbeit und erklärt das Steuerungsprojekt "Unterschrift unterwegs" 

für abgeschlossen.  
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TOP 19                                  Finanzplan 2019 / 2020 

       Beschluss 2018 / 33 

 
1. Der IT-Planungsrat beschließt den Finanzplan des IT-Planungsrats für 2019.  

 

2. Der IT-Planungsrat nimmt die Bedarfsanmeldungen für 2020 zur Kenntnis.  

 

3. Der Beschluss des Finanzplans für 2020 soll in der Frühjahrssitzung 2019 des  

IT-Planungsrats erfolgen.  

 

 

TOP 22                    Umsetzung Richtlinie (EU) 2016/2102 

       Beschluss 2018 / 34 

 
Der IT-Planungsrat bittet das Bundesministerium für Arbeit und Soziales, bis zur 27. Sit-

zung des IT-Planungsrats sachliche Kriterien für die Verteilungsquote bei der Überwa-

chung der Barrierefreiheit von Websites und mobilen Anwendungen zwischen Bund und 

Ländern darzustellen.  

 

 

TOP 23                    Besonderes elektronisches Anwaltspostfach 

       Beschluss 2018 / 35 

 
Der IT-Planungsrat erneuert seine im Beschluss 2017/16 genannte Prüfbitte und bittet 

das Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat und das Bundesministerium der 

Justiz und für Verbraucherschutz, die Ergebnisse der Prüfungen zu den Nummern 2 bis 4 

des Beschlusses 2017/16 dem IT-Planungsrat bis zum 30. September 2018 mitzuteilen.  

 

 

 

Im Auftrag 

Geschäftsstelle IT-Planungsrat 


